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II. Bekanntmachungen und Verordnungen.
Schutz der Jugend.

An die Leiter und Lehrer der unterstellten Schu¬
le» einschließlich der privaten Schuleu sowie an die
Kreis- und Stadtschulämter.

Infolge der durch den Krieg bedingte» ver¬
änderten Lebensverhältnisse kommt dem Schutz der
Jugend jetzt eiue ganz besondere Bedeutung zu.
Der Herr Neichsminister des Innern hat deswegen
die Polizeiverordnuug vom 9. März 1940 zum Schutz
der Jugend erlassen, die bereits im Amtsblatt Nr. 9
auf Seite 66/67 veröffentlicht ist. Zu dieser Verord¬
nung hat der Neichssührer ^ und Chef der Deutscheu
Polizei im Reichsministerium des Innern die nach¬
stehend abgedruckten Erläuterungen vom 18. März
1940 bekanntgegeben.

Die in § 6 der Polizeiverordnung zum Schutz
der Jugend vom 9. März 1940 erwähnte Polizei¬
verordnuug über die Fernhaltung Jugendlicher von
öffentlichen Tanzlustbarkeiten vom 29. November
1939 ist im Amtsblatt Nr. 1 von 1940 auf Seite 1
und 2 abgedruckt. Ich weise besonders darauf hin,
daß der H 1 Abs. 1 dieser Verordnung durch den s 6
der Verordnung vom 9. März 1940 eine neue Fas¬
sung erhalten hat, nach welcher die in Frage
stehende Altersgrenze für männliche und weibliche
Jugendliche gleichmäßig auf 18 Jahre festgelegt
wurde.

Die in K 7 der Polizeiverordnung von: 9. März
1940 erwähnte Polizeiverordnung vom 24. Oktober
1939 über die Fernhaltung Jugendlicher von öffent¬
lichen Schieß- und Spieleinrichtungen ist in Nr. 25
des Amtsblattes 1939 auf Seite 221 veröffentlicht.

Ich erwarte von allen Erziehern und Erzieherin¬
nen der mir unterstellten Schulen, daß sie dem Schutz
der Jugend ihre besondere Aufmerksamkeit widme»
und auch ihrerseits durch die erforderliche Aufklärung
auf eine genane Beachtung der ergangenen Bestim¬
mungen durch Schüler und Schülerinnen hinwirken.
Auch in etwaigen Elternabenden sowie bei der Aus¬
kunfterteilung an Eltern soll in geeigneten Fällen
im Sinuc der Polizeiverorduung vom 9. März 1940
gewirkt werden. Es wird darauf hingewiesen, daß
nach § 9 Abs. 2 auch die Erziehungsberechtigten,
also vor allem die Eltern, bestraft werden können,
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig durch Verletzung
ihrer Aufsichtspflicht Jugendlichen Verstöße gegen
die KZ 1—5 der Polizeiverordnung ermöglichen.

Diese Strafsatzungen werden zweifellos eine
gute Wirkung haben. Sie müssen aber sinnvoll er¬
gänzt werden dnrch eine gerade heute besonders ge¬
steigerte Förderung des sozialen Wohls der Schüler,
der sozialen Erziehuugsbetreuuug der Minderjähri¬
gen, damit auch auf diesem Gebiet die vorbeugende
Fürsorge den Eintritt auch nur vereinzelter Jugeud-
gefährdungen verhindert. Gerade die Lehrerschaft

hat in besonders hohem Maße die Möglichkeit, bei
dieser sozialen Erziehungsarbeit mitzuwirken Sie
ist in der Lage, auftretende Schwierigkeiten recht¬
zeitig zu erkennen und, wenn sie ihre Erziehungs¬
arbeit ernst nimmt, die erforderlichen Maßnahmen
sozialerzieherischer Art in die Wege zu leiten.

In der Bekanntmachung vom 28. Februar 1939
über die Vertrauenslehrer und Schuljugeudwalter
(Amtsblatt 1939 S- 28) ist in Ziffer 6 <z dem Ver¬
trauenslehrer und Schuljugeudwalter jeder Schule
die Förderung des sozialen Wohls der Schüler und
die damit zusammenhängenden Ausgabe» z»r Pflicht
gemacht. Der Schuljugeudwalter bedarf, um diese
Aufgabe erfüllen zu könne», aber der Mithilfe aller
Lehrer. Ihm müssen daher bei einzelnen Schülern
sich zeigende Auffälligkeiten im charakterlichen oder
seelischen Gesamtbild zur Kenntnis gebracht werden,
wobei es wesentlich ist, auf die vermutliche» Ur¬
sachen für die bei dem Schüler eingetretenen Schwie¬
rigkeiten hinzuweisen nnd, falls möglich, auch geeig¬
nete Erziehungsmaßnahmen vorzuschlagen. Der
Schnljngendwalter wird geeignet erscheinende Fälle
sodann der örtlich zuständigen Dienststelle der NSL.-
Jngendhilse vertraulich mitteilen, damit vou dort
aus weitere Maßnahmen im Interesse des Jugend¬
lichen eingeleitet werde» können.

Neben dieser die NSV.-Jngendhilse uuter-
stützeude Mithilfe jedes Lehrers kommt gerade für
die Lehrerschaft die tätige Mitarbeit in den Dienst¬
stellen der NSV.-Jngendhilse selbst in besonderem
Maße in Betracht. Es kann hier festgestellt werden,
daß dies schon bisher in großem Umfang der Fall
war. Im Hinblick auf die große Bedeutung der
sozialen Erziehungsbetreuuug der Jugendliche» auch
außerhalb der Schule darf die Erwartung ausge¬
sprochen werdeu, daß die Lehrerschaft künftig in noch
stärkerem Maße zur unmittelbaren Mitarbeit in der
NSV.-Jugendhilfe bereit ist.

Karlsruhe, deu 23. Mai 1940.
Der Minister des Kultus und Unterrichts

Nr. L I621S In Vertretung
Gärtner

Schutz der Jugcud

NdErl. d. NF^uChdDtPol. im NMdJ. v. 18.3.1940
— 8-V.-V 3 Nr. 382/4V II.

(1) Die Abwesenheit zahlreicher uuter den Waf¬
fen stehender Väter und Erzieher, die vereinzelt not¬
wendig gewordene Einschränkung des Schulbetriebes,
die durch den Krieg bedingte Einschränkung des
Dienstes in der HJ. sowie die für den Luftschutz not¬
wendige nächtliche Verdunkelung bringen für die
Entwicklung unserer Jugend besondere Gefahren
mit sich.

(2) Diese Gefahren abzuwehren, ist neben El¬
ternhaus, Schule und HJ. auch Aufgabe der Pol.



Die Pol.-VO. zum Schutze der Jugend v. 9. 3 1940

(RGBl. I S. 499) schafft die rechtliche Grundlage für

polizeiliche Maßnahmen, die dazn beitragen sollen,

eine ungestörte Entwicklung der Jugend zu sichern.

(3) Bestehende Bestimmungen, die den gleichen

Zweck verfolgen, sind, soweit erfordern«^, mit ge¬

wissen Abänderungen in die VO. einbezogen

worden.

?I. Erläuterungen zu den Bestimmungen der Pol.-VO.

1. F e r n h a l t u n g von öffentliche n

Straßen und Plätzen während der

Dunkelheit (s 1).

(1) Eine besondere Gefahr für die Jugend liegt

in dem unbeaufsichtigten Herumtreiben zur Nachtzeit.

Die Dunkelheit verlockt zur Verübung von zunächst

harmlosem Unfug, der erfahrungsgemäß bald zu

übleu Streichen übergeht, ja zur Begehung von straf¬

baren Handlungen führen kann- Deswegen verbietet

die Pol.-VO. Jugendlichen unter 18 Jahren das

Herumtreiben auf öffentlichen Straßen und Plätzen

oder an sonstigen öffentlichen Orten während der

Dunkelheit.

(2) Mit Rücksicht auf Ken wechselnden Eintritt

der Dunkelheit ist es absichtlich vermieden worden,

das Verbot an eine Uhrzeit zn binden.

(3) Bei Anwendung des Begriffes „öffentlich"

ist nachdem oben Gesagten sinnvoll zu verfahren.

(4) Selbstverständlich richtet sich dieses Verbot

nicht gegen Jugendliche, die von der Arbeitsstelle

oder vom HJ.-Dienst heimkommen oder aus anderen

notwendigen Gründen die Straße betreten und

ordnungsgemäß ihrer Wege gehen.

(5) Auf Angehörige der Wehrmacht und des

Neichsarbeitsdienstes findet idas Verbot grundsätz¬

lich keine Anwendung (s 8 Abs. 1).

2. Fernhaltung aus öffentlichen

Lokalen (§ 2).

(1) Der unbeaufsichtigte Aufenthalt Jugendlicher

in öffentlichen Lokalen kann gleichfalls mancherlei

Gefahren mit sich bringen. Die Pol.-VO. verbietet

daher Jugendlichen nnter 13 Jahren den Aufenthalt

in Gaststätten aller Art, sofern sie sich nicht in Be¬

gleitung des Erziehungsberechtigten befinden. Das

Verbot bezieht sich nur auf die Zeit nach 21 Uhr.

(2) Gaststätten im Sinne dieser Bestimmungen

sind Gast- und Schankwirtschaften, aber auch alle

anderen öffentlichen Lokale, wie Eisdielen, Kaffees

n. a-, in denen Getränke, Nahrnngs- oder Genuß¬

mittel zum Verzehren im Geschäftsbetrieb verabreicht

werden. In Begleitung des Erziehungsberechtigten

oder der von ihm beauftragten volljährigen Person

ist der Aufenthalt unbeschränkt zulässig; er ist aber

ausnahmslos verboten in Begleitung von Personen,
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die nicht Erziehungsberechtigte oder von ihnen be¬

auftragt sind.

(3) Jugendlichen unter 16 Jahren ist dagegen,

sofern sie sich nicht in Begleitung des Erziehungs¬

berechtigten oder einer von ihm beauftragten voll¬

jährigen Person befinden, der Aufenthalt in Gast¬

stätten überhaupt verboten.

(4) „Erziehungsberechtigte" im Sinne dieser Be¬

stimmungen sind neben den Eltern auch der Vormund,

Beistand oder Pfleger (s§ 1793, 1689, 1909 BGB.)

und alle sonstigen Personen, denen die Erziehung

Jugendlicher kraft öffentlichen Rechts obliegt, z. B.

Lehrer, dagegen nicht Geistliche.

(5) „Vom Erziehungsberechtigten beauftragte

volljährige Personen" sind z. B. Verwandte, Lehr¬

herrn, Arbeitgeber und sonstige Personen, denen der

kraft bürgerlichen oder öffentlichen Rechts Er¬

ziehungsberechtigte die Obhut für die jugendliche

Person allgemein oder im Einzelfall anvertraut hat.

(6) Volljährige Personen, die ohne Austrag oes

Erziehungsberechtigten handeln, machen sich straf¬

bar (K 9 o).

(7) Für Jugendliche, die sich ohne Begleitung

des Erziehungsberechtigten oder einer von ihm be¬

auftragten volljährigen Person nachweislich auf

Reifen befinden, sieht die Pol.-VO. eine Ausnahme

vor. Ihnen soll die Möglichkeit gegeben sein, in

Wartesälen und Gaststätten in der näheren Um¬

gebung des Bahnoss ihre Mahlzeiten einzunehmen

oder Zuganschlüsse abzuwarten (s 8 Abs. 2). Diese

Vorschrift darf selbstverständlich nicht dazu führen,

reisenden Jugendlichen den Aufenthalt in einer Bar

u. ä. zu ermöglichen. Auch darf die Vorschrift nicht

dadurch umgangen werden, daß Jugendliche sich

mißbräuchlich Bahnsteigkarten oder Fahrkarten für

kurze Bahnfahrten beschaffen.

(8) Die Vorschrift gilt uicht für Veranstaltungen

der Partei sowie für Angehörige der Wehrmacht und

des Reichsarbeitsdienstes (s 8 Abs. 1 und 2).

(9) Den Kreispol.-Behörden bleibt es überlassen,

bei besonderen Anlässen, etwa bei nationalen Feier¬

tagen, Volksfesten n. a., Ausnahmen dieses Verbots

zuzulassen (Z 8 Abs. 3).

3. Fern Haltung aus öffentlichen

Lichtspieltheatern sowie Variets-

nnd K a b a r e t t v o r st e l l n n g en (§ 3).

(1) Der in der Pol.-VO. erkennbare Grundsatz,

daß Jugendliche nach 21 Uhr nicht ohne triftigen

Grund sich selbst überlassen sein sollen, hat auch zu

dem Verbot geführt, daß sie »ach 21 Uhr ohne Be¬

gleitung des Erziehungsberechtigten oder der von

ihm deanstragten volljährigen Person Lichtspiel¬

theater, Variete- und Kabarettvorstellungen nicht

mehr besuchen dürfen.
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(2) Auf Angehörige der Wehrmacht und des

Reichsarbeitsdienstes findet das Verbot keine An¬

wendung.

(3) Den Klreispol.-Behörden bleibt es überlassen,

bei besonderen Anlässen, etwa bei nationalen Feier¬

tagen, Volksfesten n. ä. Ausnahmen dieses Verbots

zuzulassen (§ 8 Abs. 3).

(4) Die Bestimmnngen des s 11 des Lichtspielges.

b. 16. 2. 1934 (RGBl. I S- 95), wonach Filme, die

zur Vorführuug vor Jugendlichen unter 13 Fahren

nicht ausdrücklich zugelassen sind, vor diesen nicht

aufgeführt werden dürfen, bleiben unberührt.

4- Verbotdes A l k o h o l g e n u f f e s (s 4).

(1) Daß der Alkoholgeuus! für Jugendliche in

höchstem Maße schädlich ist, bedarf keiner näheren

Erlänternng. Schon das Gaststättengesetz trägt dem

Rechnung.

(2) Nach K 16 des Gaststättenges, v. 28. 4. 1-i^i

(RGBl. I S. 146) mit Änderungen v. 3. 7. nnd 9. 1».

1934 (RGBl. 1 S- 567, 913) ist Verbote«:

1. au Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht

vollendet haben, Branntwein oder überwiegend

branntweinhaltige Gennßmittel im Betrieb einer

Gast- oder Schankwirtschaft oder im Uleinhandel

zu eigenem Genuß zn verabreichen;

2. an Personen, die das 16. Lebensjayr noch nicht

vollendet haben, in Abwesenheit des zu ihrer Er¬

ziehung Berechtigten oder feines Vertreters auch

andere geistige Getränke im Betrieb einer Gast¬

oder Schankwirtschaft zu eigenem Genuß zu ver¬

abreichen.

Nach K 29 Ziss. 3 des Gaststättenges. werden Znwider-

handlungeu gegen diese Bestimmungen mit Haft und

mit Geldstrafe Ins zn 150 M/ oder mit einer dieser

Strafen bestraft. Nach § 30 Abs. 2 dieses Gesetzes

wird mit Gefängnis' bis zu 3 Monaten nnd mit

Geldstrafen oder mit einer dieser Strafen bestraft,

wer wegen Übertretung der genannten Verbote

wiederholt rechtskräftig bestraft worden ist und

innerhalb der auf die letzte Verurteilung folgenden

nächsten 3 Jahre diesen Vorschriften vorsätzlich

zuwiderhandelt.

(3) Währeud aber das Gaststättenges, sich nur an

die Gastwirte, nicht auch au die Jugendliche» richtet,

verbietet die Pol.-VO. den Jugendlichen unter

18 Jahren in Gaststätten jeden Genuß von Brannt¬

wein oder überwiegend branntweinhaltigen Genuß-

mitteln, Jugendlichen unter 16 Jahren — bei letzte¬

ren in Abwesenheit des Erziehungsberechtigten oder

einer von ihm beauftragten volljährigen Person,

sofern sie sich überhaupt in Gaststätten aufhalten

dürfen (K 2 iu Verbindung mit s 8 Abf. 2 n. 3) —

auch den Gennß von anderen alkoholischen Getränken.

(4) Auch von diesem Verbot find die Angehöri¬

gen der Wehrmacht nnd des Reichsarbeitsdienstes

ausgenommen.

5. Verbot des ö f f e u t l i ch e u Ra n ch e n s (§ 5).

(1) Wie der Alkoholgenuß bedeutet auch der Ge¬

nuß von Rauchwaren für Jugendliche beträchtliche

Gefahren. Deswegen verbietet die VO. Jugendlichen

unter 18 Jahren den Genuß von Tabakwaren in der

Öffentlichkeit.

(2) Auf ein Abgabeverbot von Tabakwaren an

Jugendliche ist vor allem aus sozialen Gründen ver¬

zichtet worden; der Vater soll sich nach wie vor

Tabakwaren durch seine Müder holen lassen können.

Es soll aber auch verhindert werden, daß ein Ab-

gabeverbot durch „geschenkte" oder „gefundene"

Zigaretten umgangen werden kann.

(3) Die Pol.-VO. beschränkt sich ans ein Verbot

des Gewisses von Tabakwaren durch Jugendliche in

der Öffentlichkeit.

(4) Der Begriff „Öffentlichkeit" ist hier absichtlich

nicht näher umrissen worden, damit für feine Aus¬

legung ein gewisser Spielraum bleibt. In der Regel

sind darunter nicht nur Straßen, Plätze, öffentliche

Lokale, sondern auch andere öffentlich zugängliche

Orte, wie z. B. öffentliche Dienstgebäude, Betriebe,

Verkehrsmittel usw. zn verstehen. In den Wohnnn-

gen bleibt die Überwachung des Nikotingenuffes

durch Jugendliche Verantwortliche Angelegenheit der

Erziehungsberechtigten, insbesondere der Eltern.

(5) Die Angehörigen Äer Wehrmacht nnd des

Reichsarbeitsdienstes sind von diesem Verbot aus¬

genommen.

6. Fernhaltnng von öffentlichen

T a n z l n st b a r l e i t e n (§ 6).

(1) Die Pol.-VO' über die Fernhaltung Jugend¬

licher von öffentlichen Tanzlustbarkeiten v. 29. 11.

1939 (RGBl. 1 S. 2374) ist verschärft worden.

Nunmehr ist einheitlich männlichen und weiblichen

Jugendlichen bis zu 18 Jahren die Teilnahme an

öffentlichen Tanzlustbarkeiten uur gestattet, wenu sie

sich in Begleitung des Erziehungsberechtigten oder

einer von ihm beauftragten volljährigen Person be¬

finden, und auch daun nur bis 23 Uhr.

(2) Auf Angehörige der Wehrmacht und des

Neichsavbcitsdicnstes findet das Verbot keine An¬

wendung.

(3) Ausnahmen können gem. § 3 der oben ge¬

nannten NO. v. 29. 11. 1939 weiterhin durch die

Ortspol.-Behörden bei besonderen Anlässen, insbe¬

sondere an nationalen Feiertagen, zugelassen werdeu.

(4) Die Vorschrift für Unternehmer, durch eiuen

deutlich sichtbaren Aushang auf das Tanzverbot für

Jugendliche hinzuweisen, ist bestehen geblieben.
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7. Fe r n ha l t u u g von ö f f e n t l i ch e n Sch i e ß-

oder Spieleinrichtungen (Z 7).

(1) Die Bestimmungen der Pol,-VO. über die

Fernhaltnng Jugendlicher von öffentlichen Schieß¬

oder Spieleinrichtungen v. 24. 10. 1939 (RGBl. I

S. 2116) sind unverändert geblieben.

(2) Der Besuch von öffentlichen Schieß- oder Spiel¬

hallen, Billardsalons und ähnlichen Räumen, in

denen für die Benutzung von Schieß- oder Spiel¬

geräten ein Entgelt erhoben wird, ist danach Jugend¬

lichen bis zu 16 Jahren nur in Begleitung ihrer

Erziehungsberechtigten oder einer von diesen beauf¬

tragten volljährigen Person gestattet.

(3) Sind die Schieß- oder Spielgeräte an ande¬

ren Orten als in den im Abs. 1 genannten Räumen

aufgestellt (z. B. in Wirtschaften, Wirtfchaftsgärten,

Eisdielen, auf Jahrmärkten, Schützenfesten oder bei

sonstigen Volksbelustigungen), so dürfen sie — wie

bisher — von Jugendlichen bis zu 16 Jahren nur

in Anwesenheit des Erziehungsberechtigten oder

einer von ihm beauftragten Person gegen Entgelt

benutzt werden.

(4) Ausnahmen von diesem Verbot sind nicht

vorgesehen. Die Vorschrift für Unternehmer, durch

einen deutlich sichtbaren Aushang auf die entsprechen¬

den Verbote für Jugendliche hinzuweisen, ist be¬

stehen geblieben.

3. S t r a s v o r s ch r i f t e n (Z 9).

(1) Die Pol.-BO- sieht Bestrafungen vor für:

a) I u g e nd l i ch e bei vorsätzlichen Verstößen;

b) Erziehungsberechtigte uud die von

ihnen beauftragten volljährigen Personen, soweit

sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht

dadurch verletzen, daß sie Jugendlichen Verstöße

gegen die Vorschriften der Pol.-VO. ermöglichen;

e) Personen, die sich wahrheitswidrig als von

einem Erziehungsberechtigten beauftragt bezeich¬

nen und dadurch Jugeudlicheu Verstöße gegen

ZA 2 bis 4 der Pol.-VO. zum Schutze der Jugend

v. 9. 3. 1949, Z 1 der Pol.-VO. über die Fern¬

haltung Jugendlicher von öffentlichen Tanzlust¬

barkeiten v. 29. 11. 1939 (RGBl. I S. 2374) und

ZK 1 nnd 3 der Pol.-VO. über die Fernhaltnng

Jugendlicher von öffentlichen Schieß- oder Spiel¬

einrichtungen v. 24. Ig. 1939 (RGBl. I S. 2116)

ermöglichen;

cl) Unternehmer und Veranstalter, die

vorsätzlich oder fahrlässig Jugendlichen Verstöße

ermöglichen oder in den vorgesehenen Fällen

ihre Aushangpflicht für Verbotshinweise vorsätz¬

lich oder fahrlässig nicht beachten.

Für Gastwirte gelten ausschließlich die Straf¬

vorschriften des Gaststättenges. (ZZ 29 Ziff. 3

und 30 (Abs. 2).

Die Strafvorschriften der KZ 2S, 27 nnd 23

des Lichtfpielges. v. 16. 2. 1934 (RGBl. 1

S. 95) bleiben gleichfalls unberührt.

(2) Als Strafen kommen in Anwenduug:

a) Bei Jugendlichen in erster Linie Haft, da

erfahrungsgemäß Geldstrafen, soweit sie sich

überhaupt eintreiben lassen, in der Regel die

Unterhaltspflichtigen treffen;

b) bei Erwachsenen Geldstrafen uud in beson¬

ders schweren Füllen Haft.

H. Die Handhabung der Pol.-VO.

(1) Die Pol.-VO. zum Schutze der Jugeud wen¬

det sich nicht gegen einen gesunden natürlichen Unter-

nehmnngs- und Erlebnisdrang der Jugendlichen.

Sie appelliert aber an die Jugendlichen, sich, den

Zeitverhältnissen augepaßt, einer straffen Ordnung

zu fügen. Den Eltern gibt sie für die Erziehung ihrer

herauwachseuden Kinder Hilfsmittel an die Hand.

Der Pol. bietet sie klare einheitliche Bestimmungen

für ihre Mitwirkung bei der Sicherung der Jugend¬

erziehung.

(2) Für die Durchführung der in der Pol.-VO.

gegebenen Vorschriften sind die Dienststellen der

staatl. Krim.-Pol., Schntzpol. und Verwaltungspol.,

der gemeindl. Krim.-Pol. und Schutzpol. und die

Gend. zuständig.

(3) Wenn aus Zweckmässigkeitsgründen örtlich

keine andere Regelung getroffen wird, hat diejenige

Dienststelle, die den Fäll aufgreift, ihn soweit zn be¬

arbeiten, bis er gegebenenfalls mit einem Straf¬

vorschlag an die für die Erlassung der polizeilichen

Strafverfügung zuständige Stelle abgegeben werden

kann. Diese Stelle ist dann für die Znmeffung der

Strafe und ihre Vollziehung verantwortlich.

(-!» Alle Angehörigen der Pol. haben bei Strei¬

fengängen nnd auf Ermittlnngswegen auf Jnne-

haltnng der Vorschriften der Pol.-VO. zu achten.

(5) Darüber hinaus sind zur wirksamen Be¬

kämpfung der Jugendverwahrlofung Sonderstreifen

zur Erfassung herumtreibender oder sonstiger gefähr¬

deter Jugendlicher einzulegen, an denen Vertreter

der au der Jugenderziehung interessierten Stellen

(HJ., Jugendämter, NSV.-Jugendhilfe, Gefnnd-

heitsbehörde) beteiligt werden können. Dabei bleibt

für die Führung der Streife stets die Pol. verant¬

wortlich.

(6) Verstöße gegen die Pol.-VO. sollen mit aller

Schärfe verfolgt werden. Das bedeutet aber uicht,

daß gegen Jugendliche uicht im Einzelfall

Zunächst belehrend uud verwarnend vorgegangen

werden kann/ wenn diese Maßnahme den Vollzngs-

beamten oder der Behörde ausreichend erscheint. Es

entspricht auch dem erzieherischen Charakter der Pol.-

VO., daß bei Jugendlichen die Strafandrohung auf

vorsätzliche Zuwiderhandlungen beschränkt ist. In
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böswilligen und hartnäckigen Fällen soll stets von
der Verhängnng der Strafe Gebrauch gemacht wer¬
den, borausgesetzt, daß der Jugendliche das 14. Le¬
bensjahr erreicht hat, seiner geistigen und sittlichen
Entwicklung nach fähig war, das Ungesetzliche seiner
Tat einzusehen und danach zu handeln (§§ 1 bis 6
Jugendgerichtsges. v. 16. 2. 1923, RGBl. I S- 135).
Gegebenenfalls ist im Einzelfall in geeigneter Weise
nachzuprüfen, ob eine Ausnahmebestimmung anzu¬
wenden ist (K 8 Pol.-VO.). Für verheiratete weib¬
liche Jugendliche sind bewußt allgemein Ausnahmen
von den einzelnen Verboten nicht vorgesehen; in der
Praxis wird der Vollzugsbeamte und Hie Pol.-
Behörde in sinnvoller Auslegung der Pol.-VO. nicht
einschreiten, wenn jugendliche Frauen — insbeson¬
dere kriegsgetraute — sich in Begleitung ihrer Ehe¬
männer befinden.

(7) Die Verbüßnng der Haftstrafe hat in einer
Form zn erfolgen, die vermeidet, daß Jugendliche
durch gemeinsame Unterbringung mit Kriminellen
oder Asozialen gefährdet werden.

(8) Auf den Streifen oder anderweitig wegen
Verstöße gegen die Pol.-VO. erfaßte Jugendliche
find, sofern Anzeichen für eine Verwahrlosung vor¬
liegen, ohne Rücksicht darauf, ob ihre Bestrafung er¬
folgen soll oder nicht, unmittelbar in polizeiliche
Verwahrung zu nehmen und unverzüglich dem zu¬
ständigen Jugendamt zur weiteren Veranlassung zu
übergeben. Das wird insbesondere nötig sein, wenn
weibliche Jugendliche betroffen werden, die
anf Grund fehlender Aufsicht und im Schutze der
Verdunkelungsmaßnahmen der Unzucht nachgehen.
Da sie oft ohne jede gesundheitliche Überwachung
wahllos wechselnden Geschlechtsverkehr unterhalten,
gehören sie erfahrungsgemäß zu den gefährlichsten
Ansteckungsquellen für Geschlechtskrankheiten. Des¬
wegen ist ihre Zuführung zu den zuständigen Für¬
sorgestelleu auch im Interesse der Volksgesundheit
dringend erforderlich. Mit männlichen Ju¬
gendlichen ist in gleicher Weife zu Verfahren,
insbesondere, wenn es sich um Jugendliche handelt,
die als homosernell bekannt oder verdächtig sind.

(9) Eltern und Erziehungsberech¬
tigte sollen durch die Strafvorschriften der Pol.-
VO. dazu angehalten werden, ihre Aufsichtspflicht
den Jugendlichen gegenüber zu erfüllen. Sie sind
daher auch in der Regel von Verstößen ihrer Kinder
gegen die Pol.-VO. unverzüglich in Kenntnis zu
setzen. Sofern sie selbst der Pol.-VO. zuwiderhandeln,
ist es anch bei ihnen nicht in jedem Fall erforderlich,
sofort strafend einzuschreiten. Vielfach kann hier wie
bei den Jugendlichen eine geschickte Belehrung und
Verwarnung mehr nützen als eine Bestrafung. Bei
wiederholten oder böswilligen Verstößen ist dagegen
strenges Vorgehen geboten.

(10) Gegen Uuteruehmer , die die ihnen auf¬
erlegten Gebote oder Verbote nicht beachten, ist rück¬

sichtslos und scharf vorzugehen. Soweit zur Aus¬
übung des Gewerbes eine Erlaubnis erforderlich
ist, ist bei groben, insbesondere wiederholten Ver¬
stößen stets zu prüfen, ob diese Erlaubnis zurückzu¬
nehmen ist (vgl. Z 2 Abs. 1 Ziff. 1 u. 2, s 12 Abs. 2
Ziff. 1 des Gaststättenges, v. 28. 4. 1930, RGBl. I
S- 146).

(11) Auch gegen volljährige Personen,
die sich w a h r h e i t s w i d r i g als vom Er-^
ziehungsberechtigten beauftragt ausgeben, ist mit
aller Schärfe vorzugehen. Es darf unter keinen Um¬
ständen dahin kommen, daß bei polizeilichen Fest¬
stellungen irgendeine Person sich als vom „Er¬
ziehungsberechtigten beauftragt" ausgibt. Dies Recht
kann nur für sich in Anspruch nehmen, wer nachweis¬
lich vom Erziehungsberechtigten für diesen Ausgang
zu seiner Vertretung 'beauftragt worden ist.

(12) Bezüglich der Erwachsenen bedeutet die
Pol.-VO. nur eine Rahmenvorschrist mit dem Ziel,
die Jugend zn schützen. Wenn erwachsene Personen
bewußt den Grundgedanken der Pol.-VO. sabotieren,
ist in jedem Fall zu prüfen, ob strengere Maßnahmen
anzuwenden sind. Gegebenenfalls ist entweder im
Benehmen mit der Krim.-Pol.-(Leit-)Stelle in An¬
wendung der hierfür geltenden Bestimmungen poli¬
zeiliche Vorbeugungshaft oder im Benehmen mit der
Staatspol.-(Leit-)Stelle Schutzhaft herbeizuführen.

(13) Verstöße Jugendlicher gegen die Pol.-VO.
sind in geeigneten Fällen der Schule oder der HJ.
zu melden.

(14) Dem zuständigen Jugendamt und der NSV.-
Jngendhilfe sind die Jugendlichen, die wegen Uber-
tretung der Pol.-VO. bestraft werden, in jedem Falle
zwecks Einleitung geeigneter Erziehungsmaßnahmen
zu melden. Darüber hinaus sind dorthin alle Jugend¬
lichen zu melden, bei denen eine Verwahrlosung oder
Gefährdung durch eigenes Verschulden oder infolge
Versagens der Erziehungsberechtigten festgestellt
wird.

(15) Soweit bei den Krim.-Pol.-Leitstellen,
-Stellen und -Abteilungen eine Sonderdienststelle
weibliche Krim.-Pol. vorhanden ist, bleibt es örtlicher
Regelung vorbehalten, inwieweit sie neben der Mit¬
wirkung bei der Durchführung der Pol.-VO. anch als
Vermittlungsstelle für die Überweisungen der Ju¬
gendlichen an die Einrichtungen der Fürsorge dienen
soll (vgl. Ansf.-Anw. v. 19. S. 1938 Abfchn. v II a 1
und Abs. 1, nicht verösseutl., zu dem RdErl. v.
24. 11. 1937, RMBliV. S. 1828).

(16) Ich erwarte von der gesa m t e n P o l. —
den Behörden ebenso wie den einzelnen Vollzugs¬
beamten aller Zweige —, daß sie in sinnvoller Weise
von den gegebenen Möglichkeiten Gebrauch machen.
Es ist hohe Pflicht der Pol., die Erziehnngsanfgaben
an der Jugend durch Abwehr der ihr drohenden
Gefahren erfüllen zu helfen.

An alle Pol.-Behörden. — RMBliV. S. S91.
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Besuchstag
im Ministerium des Kultus und Unterrichts.

Mit Bekanntmachung vom 14. März 1933 Nr.
^ S16S wurde als Besuchstag oder Sprechtag des
Ministeriums des Kultus und Unterrichts der
Mittwoch festgesetzt. Es besteht Veranlassung,
diese Anordnung in Erinnerung zu bringen. Die
gerade während des gegenwärtigen Krieges be¬
stehende starke Beanspruchung der Beamtenschaft
läßt eine mit den Besuchen außerhalb des Sprech¬
tages verbundene weitere Belastung der infolge Ein¬
zugs zahlreicher Beamten zum Heeresdienst vermin¬
derten Kräfte keineswegs zu. Auch müssen die Besuche
am Sprechtag auf besonders dringende Angelegen¬
heiten beschränkt werden; für andere ist der Weg der
schriftlichen Eingabe gegeben. Besucher, welche außer¬
halb des Besuchstags persönlich vorstellig werden,
müssen künftig damit rechnen, daß sie nicht vor¬
sprechen können.

Als Sprechzeit am jeweiligen Besuchstag wird
die Zeit von 9—12 und 15—18 Uhr festgesetzt.

Karlsruhe, den 11. Mai 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
Nr ^l 3719 In Vertretung

Gärtner

Schulferien.

Auf Grund der Reichsferienordnung sind die
Ferien im Gau Bade» an den Orten mit Höheren
Schulen für das Schuljahr 1940/41 wie folgt fest¬
gelegt:

(der erste Tag ist der Tag des Schulschlusses,
der zweite Tag der Tag des Schulbeginns).

Sommerferien:

Sonnabend, 13. Juli.
Montag, 2. September.

Herbstferien:

14 Tage (werden beweglich festgesetzt).

Weihnachtsferien:
Sonnabend, 21. Dezember.
Montag, 6. Januar 1941.

Osterferien:

(werden noch festgesetzt).

Bezüglich der Herbstferien und der Osterferien
1941 wird ein weiterer Erlaß folgen.

Mit Rücksicht auf die Erntearbeiten bleibt es bei
den Volksschulen, bei den ländlichen Berufsschulen
und bei den gewerblichen und den kaufmännischen
Berufsschulen in den Landbezirken bezüglich der
Sommer- und Herbstferien (49 -s-14 Tagen) bei dem
bisherigen Verfahren.

Abänderungen dieser Ferienordnung im einzel¬
nen oder bezüglich einzelner Schularten^ bedürfen
meiner vorherigen Genehmigung.

Karlsruhe, den 17. Mai 1940.
Der Minister des Kultus und Unterrichts

Nr. L 16561 In Vertretung
Gärtner

Staatsprüfung für das künstlerische Lehramt im
Zeichnen und in Musik an Höheren Lehranstalten

im Jahre 1940.

Die Meldungen zu der im Spätjahr 1940 statt¬
findenden Staatsprüfung für das künstlerische Lehr¬
amt im Zeichnen und in Musik (Verordnung vom
3. Januar 1928) siud spätestens auf 1. Juli
1 9 4 0 beim Ministerium des Kultus und Unterrichts
einzureichen.

Die Nachweise über die erfolgreiche Teilnahme
an den vorgeschriebenen Übungen sind geheftet und
zeitlich geordnet beizufügen. Ferner find möglichst
zwei Teilnahmescheine über die Beteiligung an der
Fachschaftsarbeit der deutschen Studentenschaft vor¬
zulegen; die Teilnahmescheine müssen von dem
Studentenführer der zuständigen Hochschule ausge¬
stellt sein.

Außerdem hat jeder Bewerber zur Erbringung
des Nachweises seiner dentschblütigen Abstammung
v o r der Meldung zur Prüfung bei der Expeditnr IZ
des Uuterrichtsmiuisteriums einen Fragebogen
(Formblatt 2) zu erheben und diesen ausgefüllt bei
der Meldung zusammen mit folgenden Urkunden
vorzulegen:

Ungekürzte standesamtliche Geburtsurkunde, un¬
gekürzte standesamtliche Heiratsurkunde der Eltern,
Geburtsurkunden bzw. Taufscheine der Eltern und
Großeltern. An Stelle dieser Urkunden kann auch
ein Ahnenpaß vorgelegt werden.

Gesuche, die erst nach Ablauf der bezeichneten
Frist eiukommen oder solche, die die geforderten
Nachweise nicht vollständig enthalten, werden nicht
berücksichtigt.

Ich muß besonders darauf aufmerksam machen,
daß weder aus dem Bestehen der Staatsprüfung
noch der Pädagogischen Prüfung eine Berechtigung
auf Anstellung im öffentlichen badischen höheren
Schuldienst hergeleitet werden kann. Auf Grund der
Ergebnisse der beiden Staatsprüfungen kommt, so¬
weit Bedarf an Lehrkräften vorliegt, nur eine be¬
schränkte Auslese, die erzieherisch, politisch und
gesundheitlich für den Lehrerberuf besonders geeig¬
net ist, für die Anstellung im öffentlichen badischen
höheren Schuldienst in Betracht.

Karlsruhe, den 16. Mai 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
Nr. k 11177 In Vertretung

Gärtner
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Behandlung der Bchördenbedicnstcten des

Freimachungsgebiets, hier: Familienhilfe.

An sämtliche unterstellten Dienststellen.
Die nach dem Runderlaß des Herrn Reichs¬

ministers der Finanzen vom 27. 2. 194V ^ 5184 —
2523 IV (Amtsblatt S- 60), von, 1. Januar 1940 an
mögliche Familienhilfe wird nach Abschnitt I Ziffer 7
des genannten Erlasses nur aus Antrag gewährt.

Der Antrag hat folgende Angaben zu enthalten:
1.Jst die Wohnung auf behördliche Auorduung

verlassen Wörde»?
2. Welche Behörde hat diese Anordnung erlassen?
3. Wo sind die Ehefrau und die Kinder uuterge-

bracht?
4. Ist die Ehefrau mit dem Ehemann zusammen

oder getrennt untergebracht?
5. Sind die Kinder mit den Eltern oder einem

Elternteil zusammen untergebracht? Wenn nicht,
warum nicht?

6. Waren die Kinder wegen ihrer Ausbildung schon
vor dem Kriege außerhalb der Hausgemewschast
untergebracht?

7. Ist bisher Familienhilfe von einer anderen Stelle
bezahlt worden? Von welcher? Bis wann und iu
welcher Höhe?

8. Wo ist der Beamte — Lehrer — Angestellter —
Arbeiter — zur Zeit beschäftigt (abgeordnet, ver¬
setzt, bei der Wehrmacht usw.)?

9. Ist ein Zwischenumzug ausgeführt?
10. Sind die Möbel untergestellt oder wurde eine

eigene Wohnung gemietet? Gegebenenfalls seit
wann?

Die Bescheinigung für die behördliche Anord¬
nung der Wohnungsräumung ist dem Antrag beizu¬
fügen. Soweit dies nicht möglich ist, muß der Be¬
hördenvorstand bescheinigen, daß die Wohnung tat¬
sächlich ans behördliche Anordnung verlassen werden
mußte.

Der Bedienstete ist verpflichtet, jede Änderung,
die Einfluß auf die Bewilligung — Einstellung oder
Änderung — der Familienhilfe hat (z. B. Durchfüh¬
rung des Umzugs, Rückkehr der von den Eltern
getrennt gewesenen Kinder zu Ken Elteru oder einem
Elternteil), sofort anzuzeigen. Mit dem Antrag auf
Familienhilfe, ider nach Bestätigung der Nichtigkeit
durch den Dienstvorstand (Behördenleiter, Schnldirek-
tion, Kreis- und Stadtschulämter) auf dem Dienst¬
wege vorzulegen ist, ist auch eine entsprechende Ver¬
pflichtungserklärung des Bediensteten einzusenden.

Bemerkt wird noch, daß eine Familienhilfe nur
in den Fällen in Frage kommt, in denen eine Frei¬
machungspflicht besteht, z. Zt. z. B- in Kehl.

Die Familienhilfe, die Beamten, Angestellten
und Arbeitern gewährt wird, wird monatlich nach¬

träglich ausbezahlt. Die Auweisuug erfolgt wider¬
ruflich zunächst bis Eude des Rechnungsjahres 1940.
Gegebenenfalls ist für das Rechnungsjahr 1941 wie¬
der ein neuer Antrag zu stellen.

Bereits eingereichte Anträge sind mit den nach
Obigem zu macheuden Angaben zn erneuern.

K arlsruhe, den 14. Mai 1940.
Der Minister des Kultus und Unterrichts

Nr. ^ l 3674 In Vertretung
Gärtner

Verordnung

über das „Naturschutzgebiet Hcnfchelberg" in der

Gemarkung Mosbach, Landkreis Mosbach.

Auf Grund der §s 4, 12, Abs. 2, 13 Abs. 2, 15
uud 16 Abs. 2 des Reichsnaturschutzgesetzes vom
26. Juni 1935 (RGBl. I Seite 821) sowie des s 7
Abs. 1 und 5 der Durchführungsverordnung vom
31. Oktober 1935 (RGBl. I S. 1275) wird mit Zu¬
stimmung der obersten Naturschutzbehörde folgendes
verordnet:

s 1

Die Steppenheidegebiete an dem unmittelbar
nordwestlich von Mosbach liegende» Heuschelberg in
der Gemarkung Mosbach, Landkreis Mosbach, wer¬
den in dem im § 2 Abs. 1 näher bezeichneten Um¬
fange mit dem Tage der Bekanntgabe dieser Ver¬
ordnung iu das Reichsnaturfchutzbuch eingetragen
und damit unter den Schutz des Reichsnaturschutzes
gestellt.

s 2

(1) Das aus drei Teilen bestehende Schutzgebiet
hat eine Gesamtgröße von 8,14 da und umfaßt iu
der Gemarkung Mosbach:
a) im Gewauu Haftel einen Teil der Grund¬

stücke Lagerbnchnnmmer 1623 bis 1641,
b) i u d e n G e w an n e n H e n f ch e l b e r g, P f i t -

s ch e, Zwerrenberg, Liebesberg und
Ochsenberg die Grundstücke Lagerbuchnummer
1461 bis 1463 und 1521 sowie einen Teil der
Grundstücke Lagerbuchnummer 1275, 1396 bis
1399, 1401 bis 1409, 1418 bis 1460, 1520 und
1522 bis 1532,

o) in den Gewannen Hanbenstein und
Sohlberg die Grundstücke Lagerbuchnummer
1264 a, 1265, 1265 a und 1272 sowie einen Teil
der Grundstücke Lagerbuchnummer 1255 bis 1264,
1264 <z. 1266 bis 1271, 1273 bis 1276 und 1751
bis 1757.

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes siud in eine
Karte 1 :25 000 und eine Katasterhandzeichnung
1 :1500 r o t eingetragen, die bei der obersten Natur¬
schutzbehörde in Berlin niedergelegt sind. Weitere



— Nr, 12 — 10S

Ausfertigungen dieser Karten befinden sich bei der

Reichsstelle für Naturschutz iu Berlin, bei der höhe¬

ren Naturschutzbehörde in Karlsruhe, der unteren

Naturschutzbehörde in Mosbach und dem Bürger¬

meister in Mosbach.

s 3

Im Bereich des Schutzgebietes ist verboten:

g.) Pflanzen zu beschädigen, auszureißen, auszu¬

graben oder Teile davon abzupflücken, abzu¬

schneiden oder abzureißen,

k) freilebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu

beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vorrich-

tuugen anzubringen sie zu fangen oder zu töteu,

oder Puppen, Larven, Eier oder Nester und

sonstige Brut- und Wohnstätten solcher Tiere fort¬

zunehmen oder zu beschädigen, unbeschadet der

berechtigten Abwehrmaßnahmen gegen Kultur¬

schädlinge und sonst lästige oder blutsaugeude

Insekten,

e) Pflanzen oder Tiere einzubringen,

cl) eine andere als die nach H 4 Abs. 1 zugelassene

wirtschaftliche Nutzung auszuüben,

s) die Wege zu -verlasse», zu lärmen, Feuer anzu¬

machen, Abfälle wegzuwerfen oder das Gelände

auf andere Weise zu beeinträchtigen,

k) Bodenbestandteile abzubauen, Sprengungen oder

Grabungen vorzunehmen, Schutt oder Boden¬

bestaudteile eiuzubriugeu oder die Bodengestalt

auf andere Weise zu verändern oder zu be¬

schädigen,

s) Bild- uud Schrifttafeln anzubringen, soweit sie

nicht ans den Schutz des Gebietes hinweisen.

s 4

(1) Unberührt bleiben:

a,) die rechtmäßige Ansübuug der Jagd,

b) die geregelte forstwirtschaftliche Nutzung unter

Wahruug des jetzigen Charakters als Schutzge¬

biet und mit der Einschränkung, daß weitere Auf¬

forstungen nicht gestattet sind,

o) die landwirtschaftliche Nntzuug in der bisherigen

Art und im bisherigen Umfange.

(2) Iu besonderen Fällen können Ausnahmen

von den Vorschriften dieser Verordnung von mir

genehmigt werden.

s 5

Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zu¬

widerhandelt, wird «ach 'den KK 21 uud 22 des

Reichsuaturschntzgesetzes und den KK 15 und 16 der

Durchsühruugsverordnuug bestraft.

s 6

Diese Verordnung tritt mit ihrer Bekanntgabe

im Amtsblatt des Badischen Ministeriums des Mel¬

ius und Unterrichts in Kraft.

K arlsrnhe, den 13. April 194V.

Der Badische Minister des Knltns und Unterrichts

— als Höhere Naturschutzbehörde —

Nr. L 4479 In Vertretung

Gärtner

Verordnung
über das „Naturschutzgebiet Reiherkolonie Zwerren
berg" in der Gemarkung Zwingenberg, Landkreis

Mosbach.

Ans Grund der KK 4, 12 Abs. 2, 13 Abs. 2, 15

und 16 Abs. 2 des Reichsnaturschutzgesetzes vom

26. Juni 1935 (RGBl. I S. 821) sowie des Z 7 Abs-1

und 5 der Durchführungsverorduuug vom 31. Okto¬

ber 1935 (RGBl. I S. 1275) wird mit Zustimmung

der obersten Natnrschntzbehörde folgendes verordnet:

s 1

Die südlich von Zwingenberg auf dem linken

Steilufer des Neckars iu der Gemarkung Zwingen¬

berg, Landkreis Mosbach, liegende Fischreiherkolouie

einschließlich des vorgelagerten Wiesenuserstreisens

von der Kcllersbrunnenklinge bis zur Fähre wird in

dem im § 2 Abs. 1 näher bezeichneten Umfange mit

dem Tage der Bekanntgabe dieser Verordnung in

das Reichsnatnrschntzbnch eingetragen und damit

unter deu Schutz des Reichsnatnrschntzgesetzes gestellt.

s 2

(1) Das Schutzgebiet hat eine Größe von 9,65 Ks,

und umfaßt in der Gemarkung Zwingenberg im

Gewann Zwerrenberg Äas Grundstück Lagerbuch¬

nummer 212 sowie Teile des Grundstückes Lagerbuch¬

nummer 407.

(2) Die Grenzen kes Schutzgebietes sind in eine

Karte 1 :25 Wv und eine Katasterhandzeichnung

1 : 1v 0V0 rot eingetragen, die bei der obersten Natnr¬

schntzbehörde in Berlin niedergelegt sind. Weitere

Ausfertigungen dieser Karten befinden sich bei der

Reichsstelle für Naturschutz in Berlin, bei der höhe¬

ren Natnrschntzbehörde in Karlsruhe, der unteren

Naturschutzbehörde in Mosbach und dem Bürger¬

meister in Zwingenberg.

§ S

Im Bereich des Schutzgebietes ist verboten:

-i) Pflanzen zu beschädigen, auszureißeu, auszu¬

graben oder Teile davon abzupflücken, abzu¬

schneiden oder abzureißen,

d) freilebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu

beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vorrich-
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tungen anzubringen, sie zn fangen oder zu töten,

oder Puppen, Larven, Eier oder Nester und son¬

stige Brut- und Wohnstätten solcher Tiere fort¬

zunehmen oder zu beschädigen, unbeschadet der

berechtigten Abwehrmaßnahmen gegen lästige

oder blutsaugende Insekten,

(-) Pflanzen oder Tiere eiuzubringeu,

Z) eine andere als die nach § 4 Absatz 1 zugelasseue

wirtschaftliche Nutzung auszuüben,

s) Feuer anzumachen, zu lagern, zu zelten, Abfälle

wegzuwerfen oder das Gelände anf andere Weise

zu beeinträchtigen,

k) Bodenbestandteile abzubauen, Sprengungen oder

Grabungen borzunehmen, Schutt oder Boden¬

bestandteile eiuzubriugeu oder die Bodengestalt

einschließlich der Wasserläufe oder Wasserflächen

auf andere Weise zu verändern oder zu beschä¬

digen,

x) Bild- und Schristtafeln anzubringen, soweit sie

nicht auf den Schutz bes Gebietes hinweisen,

k) ohne meine Genehmigung Bauten aller Art,

Wege, Hochfpannnugs- oder Niederspannungs¬

leitungen zu errichten oder wesentlich zu ver¬

ändern.

s 4

(1) Unberührt bleiben:

a) die rechtmäßige Ausübung der Jagd und der

Fischerei,

b) die landwirtschaftliche nnd forstwirtschaftliche

Nutzung in dem bisherigen Umfange, soweit

diese dem Zwecke des Naturschutzgebietes nicht

zuwiderlaufen.

(2) In besonderen Fällen können Ausnahmen von

den Vorschriften dieser Verordnung von mir genehmigt
werden.

s 5

Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zu¬

widerhandelt, wird nach den KK 21 nnd 22 des

Reichsnaturschutzgesetzes nnd den §ß 15 und 16 ker

Durchführungsverordnung bestraft.

s 6

Diese Verordnung tritt mit ihrer Bekanntgabe

im Amtsblatt des Badischen Ministeriums des Kul¬

tus und Unterrichts in Kraft.

Karlsruhe, den 20. April 1940.

Der Badische Minister des Kultus und Unterrichts

— als Höhere Naturschutzbehörde —

Nr, L 4478 In Vertretung

Gärtner

Die Angliederung einer Berufsfachfchule für Hotel

und Gaststättengehilfinnen an die Fachschule für das

Hotel- und Gaststättcngcwcrbc in Heidelberg.

Im Einvernehmen mit der Stadt Heidelberg

und der Wirtschaftsgruppe für das Gaststätten- und

Beherbergungsgewerbe wird >der Fachschule für das

Hotel- und Gaststättengewerbe in Heidelberg eine

Berufsfachschule für Hotel- und Gaststättengehilfin¬

nen (Hotelgehilfinnenschnle) angegliedert.

Mit der Genehmigung dieser Schule wird dem

dringenden Bedürfnis des deutschen Hotel- und Gast¬

stättengewerbes nach Errichtung einer Ausbildungs¬

stätte für den Beruf ber Hotel- und Gaststätten-

gehilfm Rechnung getragen.

In dieser Hotelgehilfinnenschnle sollen die

Stützen sowohl für das Hotelgewerbe wie auch für

die Gaststättenbetriebe herangebildet werden. Als

solche steht ihnen die Möglichkeit offen, nach einer

längeren Berufstätigkeit folgende Stellen einzu¬

nehmen:

1) Zimmerbeschließerin, Wäscheverwalterin, Hans-

Halter in;

2) Saaltochter in den Saisonhotels und verwandten

Betrieben;

3) Küchenhaushälterin, Büfettgehilfin, Ansagerin bei

der Speisenansgabe, sowie Verwalterin der Vor¬

räte in den Verwaltungsabteilnngen des Hotels

und der Gaststätte;

4) Bürogehilfin im Empfang und als Kontrollkraft,

in der Hotelverwaltung;

5) Leiterin eines Fremdenheims oder eines ähnlichen

Unternehmens.

Der erfolgreiche, durch die bestandene Schluß-

Prüfung abgeschlossene Besuch der Berufsfachfchule

für Hotel- und Gaststättengehilfinnen befreit von der

Verpflichtung zum weiteren Besuch einer Berufs¬

schule-

Ferner hat der Herr Reichswirtschaftsminister

mit Runderlaß vom 2. März 1940 an die Arbeits¬

ämter verfügt, daß Jugendlichen, Äie die genannte

Berufsfachschule besuchen, eine Befreiung vom Pflicht-

jahr in Aussicht gestellt wird, weuu sie im Auschluß

an die Ausbildung als Hotel- und Gaststätten¬

gehilfinnen tätig werden. Die Befreiung wird von

dem Antritt einer Stelle als Hotel- und Gaststätten¬

gehilfin abhängig gemacht.

über die Ausbildung der Hotel- und Gaststätten¬

gehilfinnen an der Berufsfachschule in Heidelberg

gelten die nachstehenden Bestimmungen.

Karlsrnhe, den 9. Mai 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts

Nr. v 7472 Vertretung
Gärtner

Berufsfachfchule für Hotel- und Gaststättengehilfinnen

in Heidelberg.

Aufgabe der Schule.

Die Hotelgehilfinnenschnle soll jungen Mädchen,

die für eine Tätigkeit im Hotel- und Gaststätten¬

gewerbe die erforderliche Eignung befitzen, die fach¬

lichen Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln, die sie

befähigen, im Zusammenhang mit einer zweijährigen
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Lehre, den Beruf einer Hotel- und Gaststättengehilfin

auszuüben.

Ausnahmebedinguuge n.

In die Hotelgehilfinnenschule köuuen nach erfolg¬

reicher Äblegnng einer Aufnahmeprüfung aufgenom¬

men werden:

1) Junge Mädchen ohne praktische Vorbildung im

Alter von mindestens 15^/- Jahren. Bei der Auf¬

nahme ist ein Vertrag über das Lehrverhältnis als

weiblicher Hotel- oder Gaststältenlehrling borzu¬

legen. Der Lehrvertrag kann auch noch innerhalb

der ersten 6 Monate des Schulbesuchs abgeschlossrn

weiden.

2) Junge Mädchen mit einer mindestens zweijähri¬

gen Berufszugehörigkeit als Gefolgschafts- oder

tätiges Familienmitglied im Alter bis zn 20

Jahren.

Bei ausreichenden praktischen Vorkenntnissen

wird das Schuljahr von der Wirtschaftsgruppe

für das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe

als abschließendes Vorbereitungsjahr für die

Lehrabschlußprüfung anerkannt.

Anmeldung.

Bei der Anmeldung sind vorzulegen:

1) ein handgeschriebener Lebenslauf mit Lichtbild;

2) eine gesundheitliche Unbedenklichkeitsbescheinigung;

3) Zeugnis der zuletzt besuchten Schule;

4) Nachweis der deutschblütigeu Abstammung bis

zu den Großeltern;

5) Lehrvertrag bzw- Nachweis der praktischen Tätig¬

keit im Hotel- und Gaststättengewerbe.

Die Meldung hat bis spätestens 15. August jeden

Jahres zu erfolgen.

Dauer des Lehrgangs unk Schulferien.

Die Dauer der Schulausbildung beträgt ein

Jahr. Das Schuljahr beginnt jeweils Anfang Sep¬

tember und dauert bis Ende August. Es umschließt

einen theoretischen Ausbilduugsgang von Anfang

September bis Ende April und die praktische Hotel¬

ausbildung von Anfang Mai bis Ende August.

Während der praktischen Ausbildungszeit findet im

Schulhotel ein Gästebetrieb statt. Der praktische Ein¬

satz der Schülerinnen im Hotelbetrieb erfolgt unter

Leitung und Aufsicht der Schuldirektion.

Ferien sind an Weihnachten und Ostern.

L e h r p l a n.

Dem Unterricht ist die nachfolgende Stundentafel

zugrundezulegen.

Stundentafel.

Fächergruppen und Lehrfächer
Zahl der Wochenstunden

l Halbjahr 2. Halbiahr

I. Leibeserziehung 2 2

II Deutschkunde

Deutsch 2 2

Nationalpolitischer Unterricht l 1

III. Wirtschaftsfächer

Volkswirtschaftslehre . . .
—

1

Fremdenverkehrs- und

Werbekunde 2 1

Allgemeine und besondere

Hotelbetriebslehre . . . 3 3

Rechnen und Buchhaltung. 6 4

IV. Fachkundliche Gebiete

Küchendienst mit Eruäh-

rungs- und Kochlehre so¬

wie Nahrungsmittelkunde 3 4

Zimmerdienst mit Wäsche-

behandlnng, -reinigung

und -instandhaltung . . 3 4

Hallen- und Speiseraumdienst 3 4

V. Fremdsprachen

Englisch für Anfänger . .
5 5

Französisch für Schülerinnen

mitVorkenninissen (wahl¬

frei) (3) (3)

Italienisch (wahlfrei) . . . (3) (3)

VI. Kurzschrift und Maschinen¬

schreiben 3 2

zusammen. . 33 (30) 33 (36)

Zeugnisse und Schlußprüsung.

Zeugnisse werden Ende Dezember, Ende April

und am Schluß des Schuljahres erteilt. Am Ende

des Lehrgangs findet eine Schlußprüfuug statt.

Schulgeld und I u t e r u a t s k o st e u.

Das Schulgeld beträgt für den Jahreskurs

150.— M?, die Jnternatskosten 720.— M? für das

Schuljahr. Schulgeld und Jnternatskosten find in

monatlichen Teilbeträgen zu zahlen. Außerdem wer¬

den für Kranken- und Unfallversicherung 15 Ml für

das Jahr erhoben, sofern die Schülerin nicht bereits

anderweitig ausreichend versichert ist.

Schul- und Hausordnung.

Die Schülerinnen haben die Bestimmungen der

Schul- und Hausordnung gewissenhaft zu beachten.

Wiederholte Verstöße gegen die Hausordnung haben

den Ausschluß aus der Schule zur Folge.
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Aufgaben der Berufs- und der Berussfachschulen
während des Krieges-

An die Leiter und Lehrer der Berufs- und
Berufsfachschulen.

Ich verweise auf den Erlaß des Herrn Reichs-
erziehnngsministers vom 28. März 1940 — Deutsch
Wiss.Erziehg.Volksbildg. Seite 210 —.

Ich erwarte von der Berufs- und Bernsssach-
fchnllehrerschaft, daß sie, wie stets, pflichtbewußt ihre
im Kriege erweiterte» und erschwerten Aufgaben voll
erfüllt.

Karlsr n h e, den 24. April 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
Nr. v 5369 In Vertretung

Gärtner

Schulische Ausbildung der Kinder von Wehrmachts-
mlgehiirigen.

An die Leiter der Höheren Schulen.
Ich verweise aus den Erlaß des Herrn Reichs-

crziehuugsmiuistcrs vom 17. April 1940 — III o
1237 —, Deutsch.Wiss.Erziehg.Bolksbildg. S. 239, in
welchem eine besondere schulische Betreuung der
Kinder von Wehrmachtsangehörigen angeordnet ist.

K arlsruhe , den 7. Mai 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
Nr. R 1334t In Vertretung

Gärtner

Sammlung der Altmaterialien-

An die Leiter der unterstellten öffentlichen und
privaten Schulen.

Ich verweise auf den Erlaß des Herrn Neichs-
erziehnngsministers vom 15. März 1940 — 15 II a,
501 L III — Deutsch.Wiss.Erzieh.Volksbildg. Seite
209/11, durch den die Sammlung von Korken in den
Schulen auf Städte von über 20 000 Einwohnern
begrenzt und näher geregelt wird.

K arlsruhe, den 9. Mai 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
Nr. L 1558V In Vertretung

Gärtner

Prüfung für das wissenschaftliche Lehramt
an Höheren Schulen

— Svndertermin Jannar / Februar 1940. —

Folgende Bewerber haben die Prüfung für das
wissenschaftliche Lehramt an Höheren Schulen (Son¬
dertermin Januar / Februar 1940) bestanden:

12 —

1) In der altsprachlichen Abteilung:
Holoch, Josef, aus Mannheim.

2) I n der n e u f p r a ch l i ch - g e s ch i ch t l i ch e n
Abteilung:

Sänger, Hans, aus Eberbach
Schmidt, Eckart, aus Nieder-Weisel
Wim m er, Heinz, aus Kassel.

3) I n der m a t h e m a t i s ch - u a t n r w issen -
schaftlichen Abteilung:

Hofheinz, Hans, aus Neuukircheu.
Karlsruhe, den 20. April 1940.

Der Minister des Kultus uud Uuterrichts
Nr. L I30S9 In Vertretung

Gärtner

Pädagogische Prüfung
— Januar / Februar / März 1940. —

Folgende Studienreferendare haben die im
Januar 1940 abgehaltene Pädagogische Prüfung für
das Lehramt an Höheren Schulen bestanden:

In der Fachgruppe Neuere Sprachen
und Geschichte:

Falk, Dr. Emmerich, von St.Oswald/Steiermark
Haas, Anneliese, von Ossenbnrg
Krieger, Herbert, von Eschwege/Werra
K ü hler, Frieda, von Vörstetten
Hoffmann, Eduard, vou Savaunah/USA.
Kuhn, Elisabeth, von Heidelberg
Metz, Walter, von Mannheim
M ü ller , Hermann, von Pforzheim
P n s ch , Werner, von Templin/Uckcrmark
Struve, Johannes, von Haifa/Palästina.

In der Fachgruppe Mathematik und
Naturwissenschaften:

Oberhacke, Else, von Wetter a. d. Ruhr
Scher m e r , Gerda, von Heidelberg
UrHahn, Walter, von Düsseldorf.

In der Fachgruppe Alte Sprachen:

Eichten, Richard, von Algringen/Lothringen
Noe, Margarete, von Leimen bei Heidelberg
Schraube, Dr. Liselotte, von Tübingen
Vogler, Ruth, von Heidelberg.

Inder Fachgruppe Zeichnen:

Bosch e n , Elsa, von Oldenbnrg/Osternburg.
Karlsruhe, den 14. Mai 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
Nr N 7526 In Vertretung

Gärtner
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Verleihung von Stipendien

aus der Pfarrer Alexander Haslach-Stiftung.

Ans der Pfarrer Haslach-Stiftung in Langenrain

ist ein Stipendium zu vergeben:

Genußberechtigt sind Schüler der Gymnasien

ooer Hochschulstudierende kath. Bekenntnisses aus der

Pfarrei Langenrain (Orte Langenrain und Freuden-

tal) oder iu Ermangelung solcher aus Orten der

früher vou Bodmanschen Grundherrschaft iu Bod¬

man (Bodman, Espasingen, Liggeringen und Wahl¬

wies), welche kath. Theologie studieren wolle».

Bewerbuugeu sind unter Anschluß der Nachweise

über Abstammung, Bedürftigkeit, Schulbildung,

Studiengang und sittliches Verhalten binnen 4 Wo¬

chen beim Ministerium des Kultus und Unterrichts

einzureichen.

K arlsrnhe, den 3. Mai 1940.

Der Minister des Kultus und Unterrichts

Nr. L 13413 In Vertretung

Gärtner

III. Personalnachvichten.

I. Veröffentlichungen

auf Grnnd der Verordnung über die Bekanntgabe

von Ernennnngs- und Beförderungserlassen >.RGBl. I

S. 1701) — Beamte, die zum Wehrdienst einberufen

sind —.

Ernannt.

Zum planmäßigen Bibliothoeksinspektor: der

außerplanmäßige Bibliotheksinspektor Ludwig K e r n

am Generallaudesarchiv in Karlsruhe.

Zu Studieuräten: die Studienassessoren Dr. Karl

Disch an der Wolfram vou Eschenbach-Schule,

Oberschule für Jungen, in Wertheim — Rudolf

Kotten Hahn an der Odenwaldschule, Oberschule

für Juugeu iu Ausbauform, in Buchen — Alfred

Nandenbusch am Hebel-Gynasinm in Lörrach — Er¬

win Sang an der Mozart-Schule, Oberschule für

Mädchen, in Bruchsal.

Zu Zeichenlehrern: die Assessoren für das künst¬

lerische Lehramt Walter Boeckh am Kurfürst

Friedrich-Gymnasium in Heidelberg — Fried¬

rich Wäldele an der Horst Wcssel-Schnle, Ober¬

schule für Jungen, in Rastatt — Zeicheulehrkaudidat

Friedrich Sander an der Hochrheinschule, Ober¬

schule für Jungen, in Waldshut.

Zu Studieuassessoreu: die Studienreferendare

Herbert Kriege r nnd Walter M e tz in Heidelberg

— Werner P » f ch in Karlsruhe.

Zum Studienreferendar: Hans-Gerhart Oes¬

ter i n g aus Karlsruhe.

Zum Oberlehrer: Ha/iptlehrer Josef Grimer

iu Deukingen.

Zu Hauptlehrern: die Lehrer Werner Faaß in

Marzell — Max Lang in Offenburg — Fritz

Merkle iu Rippenweier — Robert Moos (Rheiu-

felden) in Lienheim — Rudolf Schoch iu Grüueu-
wört.

Ernannt zu Beamten auf Lebenszeit:

Zum planmäßigen Bibliotheksinspektor der

außerplanmäßige Bibliotheksinspektor Richard Wa -

gis hauser au der Universitätsbibliothek Frei¬
burg.

Zum planmäßigen Verwaltungsassistenten !der

Beamtenanwärter Hermann Reinhard an der

Universitätsbibliothek Heidelberg.

Schulrat Fritz Finkbeiner beim Stadtschul-
aint Mannheim.

Die Hauptlehrer Hermauu Kasper in Unter-

inüustertal — August Klingele in Raitenbuch —

Edwin Köpfer in Oberspitzenbach — Wilhelm

.tt rast in Karlsruhe — Gustav Oberholzer in

Otlingen — Franz Pseisser in Altdorf — Wil¬

helm Pnttler in Kehl — Karl Reich in Muu-

ziugeu — Josef Reiuold iu Ichenheim — Her¬

mann Schäfer in Steinen — Ludwig Schiffer-

decker iu Göbrichen — Hermann Sch ticken-

rieder in Wolfach — Friedrich Schmitt in

Brnnnadern — Kurt Schneider in Wilhelms¬

feld — Theodor Ungeheuer in Unterbiederbach

— Gustav Wallraff in Dettingen — Joseph

Weberin Unterglottertal — Wilhelm Z i m m e r -

m a n n in Lierbach — Herbert Z i p s in Katzental.

In das Beamtenverhältnis berufe«:

Studienassessor Dr. Karl Albert Müller am

Karl Friedrich-Gymnasium in Mannheim.

Eingewiesen in eiue Stelle der bisherigen badifchen
Besoldungsgruppe ^ 3 ä:

Studienrat Hermann Schilli an der Gewerbe¬

schule I in Freiburg.

II. Sonstige Veröffentlichungen.

Ernannt:

Zum Oberstudieudirektor: Studiendirektor Dr.

Albert Artopoens an der Richard Wagner-
Schule, Oberschule für Mädchen, in Baden-Baden.

Zn Studienräten: Reallehrer Josef H u b e r au

der Elisabethschule, Oberschule für Mädcheu, iu

Mannheim — Studienassessor Dr. Friedrich Riester

an der Langemarckschnle, Oberschule für Juugeu, iu

Siugeu/Hoheutw..

Zu Hauptlehrer(iuuen): die Lehrer(inneu) Cäeilie

Vaur (Salem) in Untersiggiugen — Anna Dussel

in Neckarhausen — Josephine H e r b st (Wehrhaldeu-

Kleinherrischwand) iu Hartheim, Ldkr. Freiburg —

Otto Hertweck in Eichtersheim — Maria Kern

iu Oberflockenbach — Otto K o ch in Biengen — Karl

Müller III in Dörlinbach — Elisabeth Rudolph

iu Sulzbach, Ldkr. Mannhciüi — Martha S a n t e r

(Nesselivangen) in Bietingen, Ldkr. Konstanz — Hans

Zimmermauu iu Ewattiugeu — Friedrich

Wi g g e u h a u s e r iu Homberg-Limpach — Gertrud

K r a u t h in Wiesloch.

Zn Berufsschullehrerinnen: die apl. Bernss-

schullehreriunen Anna H o r ch in Hosfenheim — Rosa

M ehlin in Lörrach — Rosa M e v e r in Mnnzin-

gen — Winhilde Stein in Schwetzingen.

Zu Haudarbeitshanptlehrerinnen: die Hand¬

arbeitslehrerinnen Annemarie A m s in Endingen —

Lina D a n b in Pforzheim.
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Ernannt unter Berufung in das Bcamtenvcrhältnis
auf Lebenszeit:

Zur planmäßigen Bibliotheksinspektorin: die
außerplanmäßige Bibliotheksinspektorin Anneliese
Haeuser an der Universitätsbibliothek Freiburg.

Ernannt zu Beamten aus Lebenszeit:
Zum planmäßigen Pfleger: der außerplanmäßige

Pfleger Alfons Senghaas au der Medizinischen
Poliklinik in Heidelberg.

Die Hauptlehrer(innen) Maria Krapf in Frei¬
burg — Karl Nohl in Weiteuau — Josef Sieber
in Baiertal — Gebhard Stiefvater in Mörsch
— Elisabeth Walter in Weilheim-Dietlingeu —
Johann Weindel in Karlsruhe — Elisabeth
Winter in St. Märgen — Karl Wöppel in
Baden-Baden — Klara Z i in m e r m ann in Karls¬
ruhe.

Die Berufsfchullehrer(in) Heinrich Schöntha -
leran der Gewerbeschule II in Karlsruhe — Käthe
Pfaff in Wiesental.

Versetzt in gleicher Eigenschaft:
Studienrat Otto Dörle an der Gewerbeschule

Lahr an die Gewerbeschule I in Heidelberg.
Die Hauptlehrer(iu) Siegfried Dufner in

Forbach nach Rotenfels — Hugo Gamer in Ruß¬
heim nach Wenzingen — Wilhelm Höfelmann in
Dittwar nach Forbach-Herrenwies — Emil Kingin
Wilfingen nach Hagnau — Martha Meyer in
Schweighausen nach Bonndorf, Ldkr. Neustadt — Dr.
Karl Samstagin Wiechs nach Aach-Linz — Fried¬
rich Speckert in Assamstadt nach Hockenheim.

Berufsschullehrerin Toni Blank in Mannheim
nach Furtwangen.

Versetzt:
Hausmeister Karl Staad bei der Fürstenberg-

schule, Oberschule für Juugeu, in Donaueschingen als
Amtsgehilfe zum Ministerium des Kultus und Unter¬
richts.

Aus Antrag in den Ruhestand versetzt:
Professor Karl Peteran der Erich Ludeudorfs-

Schule, Oberschule für Juugeu, in Freiburg.
Studieurätin Wilhelmine Keßler an der

Lefsingschule, Oberschule für Mädchen, in Karlsruhe.
Oberlehrer Jakob Haag in Ofliugeu.
Die Hauptlehrerinnen Julie Schulz in Karls¬

ruhe —Elisabeth Wintert) alder in Pforzheim.

In den Ruhestaud versetzt:
Abteiluugspslegeriu Anna Walz an der

Psychiatrischen und Nervenklinik in Freiburg.
Hauptlehreriu Gertrud Dorn er in Konstanz.
Handarbeitshauptlehrerin Fanny Hemberger

in Mannheim.

Feindlicher Beschießung zum Opfer gefallen:
Hauswirtschastslehrerliu Maria Irsliuger

an der Handelsschule in Achern, am 16. Mai 1940.

Gestorben:
Hauptlehrer a. D. Viktor A r m b rüste r, zuletzt

in Pforzheim, am 19- Februar 1940 — Hauptlehrer
a. D. Karl Bader, zuletzt in Gutmadingen, am
12. März 1940 — Hauptlehrerin a. D. Franziska
Werne r, zuletzt in Wiesloch, am 16. ^carz 1940 —
Hauptlehrer a. D. Wilhelm Frey in Nußloch am
21. März 1940 — Hauptlehrer a. D. Karl M echter,
zuletzt iu Distelhausen, am 22. März 1940 — Studien¬
rat Heinrich Münch an der Gewerbeschule 1 iu
Freiburg, am 5. April 1940 — Studienrat a. D.
August K n e ch t, zuletzt au der Haus Thoma-Schule,
Oberschule für Jungen, in Lörrach, am 7. April 1940
— Handarbeitshauptlehrerin a. D. Anna Roth¬
acker in Mannheim am 7. April 1940 — Haupt¬
lehrer a- D. Heinrich Kirschbaum, zuletzt in
Gemmingen, am 14. April 1940 — Hausmeister a. D.
Ludwig Zwickel, zuletzt beim Bad. Staatstheater
in Karlsruhe, am 13. April 1940 — Oberlehrer a. D.
Peter Schmitt, zuletzt in Laudenbach, am 19. April
1940 — Berufsschullehrerin Amalie Psass in Bi¬
berach. am 27. April 1940 — Hauptlehrer a. D.
Robert Hölderle in Baden-Baden am 28. April
1940 — Oberlehrer Rupert Egenberg er in
Niederbühl am 29. April 1940 — Hauptlehrer Heiu-
rich Lohuert in Opfingen am 9. Mai 1940 —
Hauptlehrer Adolf Liudeuselser in Heidelberg
am 11. Mai 1940.

IV. Eingesandte Druckwerke und Lehrmittel

Allgemein.

Verzeichnis der einzelnen Hefte der Schriften¬
reihe „Das Britische Reich in der Welt-
Politik". Verlag Junker & Dünnhaupt, Berlin-
Steglitz, Schloßstr. 88-

1. Warum führt England Krieg? Von Pro- Mi
fessor Dr. Adolf Rein 0.80

2. Englische Mandatsverwaltuug in Afrika.
Von Generalkonsul a. D. Rudolf Karlowa 0.80

3. Seeräuberstaat England. Von Konter¬
admiral z. V. Reinhold Gadow - . . . 0.80

4. Die Straße der Macht zwischen Gibraltar
und Aden. Von Hans Hummel . . . 0.80

5. Irland im Schatten Englands. Von Robert
Bauer 0-80

6. Englands politische Moral in Selbstzeug¬
nissen. Von Friedrich Hussong . . . . 1.30

7- Der wirtschaftliche Liberalismus als System
der britische» Weltanschauung. Von Pro¬
fessor Dr. Carl Brinkmann . . . . 0.80

8. Der englische Geheimdienst. Von Dr. Alfrod
Seid 0.80

9. Englands Spiel mit Polen. Von Dr. häbil.
Heinz Lehmann 0.80

10. Zypern. Griechen unter britischer Gewalt.
Von Professor Dr. Erich Ziebarth . . 0.80

11. Englischer Kultnrimperialismus. Der Bri¬
tish Council als Werkzeug der geistigen
Einkreisung Deutschlands. Von Dr. Franz
Thierfelder . . . 0.80
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12. British is best. Das System der englischen
Selbstaerechtigkeit. Von Dr. Wilhelm von
Kries - N-80

13. Die englische Rohstoffbasis in Ärieg und
Frieden. Von Dr. Hermann Berber. . 0.80

11. Das Empire gegen Europa. Von Dr. Her¬
mann Lusst - 0.80

15. England kämpft bis zum letzten Franzosen.
Eine Verlnstbilanz des Weltkrieges. Von
Dr. Franz Grosse 0.30

16. Bankerott der englischen Wirtschaftspolitik.
Von Dr. Walther Eroll . . . . - . 0.80

17. Eant. Die englische Art der Heuchelei. Vou
Dr. Hans Hartmann 0.30

18. Die soziale Rückständigkeit Großbritanniens
Von Professor Dr. Bruno R a u e ck e r . . 0.30

19. England gegen USA. Von Professor Dr.
Friedrich Schönemann 1.00

20. England als Wucherbankier. Vou Dr. Max
Biehl ...... - 0.80

21. Britisches Christentum und britische Welt¬
macht. Von Professor D. Dr. Martin
Dibelius 080

22. Englands Hand in Ägypten. Von Dr. Con¬
rad Oehlrich - . . . 0.80

23. Englands Lügenpropaganda im Weltkrieg
und heute. Vou Dr. Hermann Wander -
s ch e ck - . 1.00

24. Erbeutung und Ausbeutung Südafrikas.
Won, Hellmut Kirchner 0.80

25- Frankreich und England. Von Severus 0.80
26. England und der abefsinische Krieg. Von

Egon Heymann . . . , 1.20
27. Das Freiheitsringen der Inder. Von Dr.

Franz Thierfelder - . 0.80
28. Hitlers Versuche zur Verständigung mit

England. Von Professor Dr. Heinrich
Rogge . . 1-20

29. Britanien Hinterland des Weltjudentums.
Von Jens Lornfen - 0.80

30. England, Land ohne Liebe. Von Dr. Wil¬
helm von Kries 0.80

31-Englands Einbruch iu China. Von Albrecht
Haushof er 0.80

32. England im skandinavischen Urteil. Von
Arn o S e e m a n n -D e n t e l m o s e r . . 0.80

33. England der Reaktionär. Von Ebhardt
Dünten . - 0.80

31. England und die Freimaurerei. Vou Die¬
ter S ch w a r z 0.80

35. Die Wahrheit über Hitler aus englischem
Mund. Von Professor Dr. Adolf Rein . 0.80

Die Hefte werden den Dienststellen einschließlich
der Schulen zur Anschaffung empfohlen- Es wird im
übrigen auf den Erlaß des Herrn Reichserziehungs¬
ministers vom 26. März 1910 (Deutfch.Wiss.Erzieh.
Volksbildg. Seite 227) hingewiesen.

Herm. Eris Busse, Grimmelshausen. Ver¬
lag Eotta'sche Buchhaudluug Nachf., Stuttgart.

Im Verlag Velhageu & Klafing, Bielefeld, sind
erschienen:

Deutsche Ausgabeu:

Titel: Preis:
Goethe: Hermann nnd Dorothea (Dtsch. Aus-

gäbe 1) 70

Goethe: Gedichte (Dtsch. Ausg. 4) 125

Goethe: Götz von Berlichiugen (Dtsch. Ausg. 7) 70
Grimmelshausen: Der abenteuerliche Simplicis-

simus (Dtsch. Ausg. 43) - 75

Lessiug: Emilia Galotti (Dtsch. Ausg. 47) . . . 75
Hebbel: Agnes Bernauer (Dtsch. Ausg. 108) . . 65

Walther von der Vogelweide: Ausgewählte Dich¬
tungen (Dtsch. Ausg. 155) . 70

Schiller: Luise Millerin (Dtsch. Ausg. 283) . . 70
Linden: Goethes Leben und Werk (Dtsch. Aus¬

gabe 286) 130

Deutsche Lesebogen:

Titel: Preis

Grimm: Gedenkrede auf Schiller (Dtsch. Lsbg. 1) 30

Kleist: Katechismus der Deutschen (Dtsch. Lsbg. 43) 30

Herder: Shakespeare (Dtsch. Lsbg. 70) .... 30

Stehr: Der Schindelmacher (Dtsch. Lsbg. 139) - . 55

Johst: Kunterbunt (Dtsch. Lsbg. 159) .... 30

Brandenburg: Pankraz, der Hirtenbub (Dtsch.
Lsbg. 163) 60

Bergengrueu: Schimmelreuter hat mich gössen
(Dtsch. Lsbg. 176) 40

Hanpt-Heydemarck: Fliegergeschichten (Dtsch.
Lsbg. 202) 50

Tacitus: Germania (Dtsch. Lsbg. 207) . 80

Altisländische Sagas — Heft 3: Die Geschichte
vom Hühnerthorir (Dtsch. Lsbg. 223) .... 30

Altisländische Sagas — Heft 4: Die Erzählung
vom Thorstein StangenhiSb (Dtsch. Lsbg. 224) 30

Cäsar: Germanisches Tagebuch (Dtsch. Lsbg. 225) 70

Die politischen Anschauungen Friedrich des
Großen (Dtsch. Lsbg. 233) - 45

Lehmann: Geschichten von deutscher Seefahrt I
(Dtsch. Lsbg. 237) 60

Lehmann: Geschichten von deutscher Seefahrt II
(Dtsch. Lsbg. 238) . 60

Härder: Das Dorf an der Wolga (Dtsch. Lsbg. 242) 55

Baemeifter: Kaiser Konstantins Taufe (Dtsch.
Lsbg. 243) 50

Menzel: Scharnhorst (Dtsch. Lsbg. 247) .... 60

Franck: Drei Geschichten (Dtsch. Lsbg. 250) . . 40
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E n g l i s ch e A n s g a b e n:
Titel: Preis:

Shakespeare: Macbeth (Engl. Ausg. 44) . . . IM

Night or Wrong, My Country (Engl- Ausg. 152) 115

English Poems new and old (Engl. Aug. 229) . 200

Neusprach li che Lesebogen :
Titel: Preis:

Maupassant: Zwei Erzählungen (Nspr. Lsbg. 11) 25
Seelev: Elizabeth, Cromwell, William III (Nspr.

Lsbg. 82) - 40

Manpassant: Le Parapluie, Une Vendetta (Nspr.
Lsbg. 133) W

Seeleh: Two Chapters srom the Expansion os
England (Nspr. Lsbg. 15V) 35

Trne Stories os Brave Deeds (Nspr. Lsbg. 154) 30

English Fairh Tales (Nspr. Lsbg. 156) .... 40

English Hnnionr of To-Day (Nspr. Lsbg. 183) 40

The Germans in the United States (Nspr. Lsbg.
190) . . . 40

Sherrys: Badger's Green (Nspr. Lsbg. 200) . . 60

Oliver: Robin Hood (Nspr. Lsbg. 254) .... 30

Nieolson: Peacemaking 1919 (Nspr. Lsbg. 266) . 50

Hntchison: Pilgrimage ( Nspr. Lsbg. 314) ... 60

Anderson: A little Book of Eubs and Brownies
(Nspr. Lsbg. 316) - 30

Elliot: Jungle Folk ( Nspr. Lsbg. 318) .... 30

Roters: La Eorse (Nspr. Lsbg. 323) 60

White: A- Story srom Wonderland ( Nspr. Lsbg.
328) 30

Jack: Browuie in Christmas Land (Nspr. Lsbg.
330) 30

Lateinische u ud g r i e ch i s ch e L e s e b o g e u:
Titel: Preis:

Kyros und Klearchos (Lat.-griech. Lsbg. 46) . . 70
Xenophon (Lat.-griech. Lsbg. 47) 70
Cäsar im Kampf mit Kelten und Belgern, Text
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(Lat.-griech. Lsbg. 48) 60
Vercingetorix, Text (Lat.-griech. Lsbg. 49) . . . 50
Cäsar und die Germanen, Text (Lat.-griech.

Lsbg. 50) 40
Sallnst: Epistulae ad Caesarem Senem (Lat.-

griech. Lsbg. 51) 40
Sallnst: Catilinae Coniuratio, Text (Lat.-griech.

Lsbg. 52) 50
Angnstus und sein Werk, Text (Lat.-griech. Lsbg.

54) - 120

Titel: Preis:
-K/-/

Cäsar im Kampf mit Kelten lind Belgern, Erl.
(Lat.-griech. Lsbg. 56) - 80

Cäsar und die Germanen, Erl. (Lat.-griech. Lsbg.
58) .... 60

Platon, der politische Denker (Lat.-griech. Lsbg.
61) 60

Cäsar: Der Bürgerkrieg (Lat.-griech. Lsbg. 62) . 100

L. Für >d i e Lehre r.
Wegweiser durch das laudw iri¬

sch a f l i ch e F a ch s ch u l w e s e n hes Deutschen
Reiches, herausgegeben von der Neichsstelle für
Schulwesen in Berlin-Schöneberg. Verlag Julius
Bettz, Langensalza. Preis 7,00 M/-

Das Werk wird den Landwirtschaftsschulen znr
Anschaffung empfohlen.

V. Mitteilung.

Fachliche Vorschriften für die Meisterprüfung
im Handwerk-

Der Herr Reichswirtschaftsminister hat fachliche
Vorschriften für folgende weitere Berufe (vgl. auch
Amtsblatt 1937 Nr. 20, S. 306, Nr. 23 S. 316, Amts¬
blatt 1938 Nr. 6, S. 48, Sir. 10 S. 70 und Amtsblatt
1939 Nr. 2 S. 16) genehmigt:

Metallblas- und Schlaginstrumentenmacherhand-
werk,
Strickerhandwerk und Spielzeugherstellerhand¬
werk.

Die vom Neichsstand des Deutschen Handwerks,
Deutscher Handwerks- nnd Gewerbekammertag Ber¬
lin herausgegebenen sachlichen Vorschriften für die
Meisterprüfung in den oben genannten Handwerks¬
zweigen sind im Druck und Verlag: Handwerker-
Verlagshans Hans Holzmann, Berlin SW. 68, er¬
schienen.

Druck und Verlag von Malsch 6° Vogel in Karlsruhe
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